
Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Erste 
Kammer) vom 29. März 2007 in der Rechtssache T-366/00, 
Scott SA/Kommission der Europäischen Gemeinschaften, mit 
dem das Gericht Art. 2 der Entscheidung der Kommission 
2002/14/EG vom 12. Juli 2000 betreffend die von Frankreich 
zugunsten von Scott Paper SA/Kimberly-Clark gewährte staatli
che Beihilfe (ABl. L 12, S. 1) für nichtig erklärt hat, soweit sie 
die Beihilfe betrifft, die in Form des in ihrem Art. 1 genannten 
Vorzugspreises für ein Grundstück gewährt wurde 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein
schaften vom 29. März 2007, Scott/Kommission (T-366/00), 
wird aufgehoben. 

2. Die Sache wird an das Gericht der Europäischen Union zurück
verwiesen. 

3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 183 vom 4.8.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 8. 
September 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichts Gießen, Verwaltungsgerichts 
Stuttgart — Deutschland) — Markus Stoß (C-316/07), 
Avalon Service Online Dienste GmbH (C-409/07), Olaf 
Amadeus Wilhelm Happel (C-410/07), Kulpa 
Automatenservice Asperg GmbH (C-358/07), SOBO Sport 
& Entertainment GmbH (C-359/07), Andreas Kunert 
(C-360/07)/Wetteraukreis (C-316/07, C-409/07, C-410/07), 
Land Baden-Württemberg (C-358/07, C-359/07, C-360/07) 

(Verbundene Rechtssachen C-316/07, C-358/07 bis 
C-360/07, C-409/07 und C-410/07) ( 1 ) 

(Art. 43 EG und 49 EG — Niederlassungsfreiheit — Freier 
Dienstleistungsverkehr — Auf der Ebene eines Bundeslands 
bestehendes staatliches Monopol auf die Veranstaltung von 
Sportwetten — Ziel der Vermeidung von Anreizen zu über
mäßigen Ausgaben für das Spielen und der Bekämpfung der 
Spielsucht — Verhältnismäßigkeit — Restriktive Maßnahme, 
die tatsächlich darauf abzielen muss, die Gelegenheiten zum 
Spiel zu verringern und die Glücksspieltätigkeiten in kohären
ter und systematischer Weise zu begrenzen — Werbung des 
Monopolinhabers, die zur Teilnahme an Lotterien ermuntert 
— Andere Glücksspiele, die von privaten Veranstaltern ange
boten werden können — Ausweitung des Angebots an ande
ren Glücksspielen — In einem anderen Mitgliedstaat erteilte 

Lizenz — Keine Pflicht zur gegenseitigen Anerkennung) 

(2010/C 288/12) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Gießen, Verwaltungsgericht Stuttgart 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Markus Stoß (C-316/07), Avalon Service Online Dienste 
GmbH (C-409/07), Olaf Amadeus Wilhelm Happel (C-410/07), 
Kulpa Automatenservice Asperg GmbH (C-358/07), SOBO 
Sport & Entertainment GmbH (C-359/07), Andreas Kunert 
(C-360/07) 

Beklagte: Wetteraukreis (C-316/07, C-409/07, C-410/07), Land 
Baden-Württemberg (C-358/07, C-359/07, C-360/07) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Gießen — 
Auslegung der Art. 43 EG und 49 EG — Nationale Regelung, 
nach der die Tätigkeit der Vermittlung von Sportwetten ohne 
Genehmigung durch die zuständige Behörde verboten ist und 
mit strafrechtlichen und verwaltungsrechtlichen Sanktionen ge
ahndet wird, die die Erlangung dieser Genehmigung wegen der 
Errichtung eines staatlichen Monopols aber praktisch unmöglich 
macht 

Tenor 

1. Die Art. 43 EG und 49 EG sind wie folgt auszulegen: 

a) Um ein staatliches Monopol auf Sportwetten und Lotterien der 
in den Ausgangsverfahren in Rede stehenden Art mit dem Ziel 
rechtfertigen zu können, Anreize zu übermäßigen Ausgaben für 
das Spielen zu vermeiden und die Spielsucht zu bekämpfen, 
müssen die betreffenden nationalen Behörden nicht unbedingt 
in der Lage sein, eine vor Erlass der genannten Maßnahme 
durchgeführte Untersuchung vorzulegen, die ihre Verhältnis
mäßigkeit belegt. 

b) Der Umstand, dass ein Mitgliedstaat ein solches Monopol 
einem Erlaubnissystem vorzieht, nach dem privaten Veranstal
tern die Ausübung ihrer Tätigkeiten im Rahmen einer Rege
lung ohne Ausschließlichkeitscharakter gestattet würde, kann 
dem Erfordernis der Verhältnismäßigkeit genügen, soweit, unter 
dem Aspekt des Ziels eines hohen Verbraucherschutzniveaus, 
die Errichtung des Monopols mit der Einführung eines norma
tiven Rahmens einhergeht, der dafür sorgt, dass der Inhaber des 
Monopols tatsächlich in der Lage sein wird, ein solches Ziel 
mit einem Angebot, das nach Maßgabe dieses Ziels quantitativ 
bemessen und qualitativ ausgestaltet ist und einer strikten be
hördlichen Kontrolle unterliegt, in kohärenter und systemati
scher Weise zu verfolgen. 

c) Der Umstand, dass die zuständigen Behörden eines Mitglied
staats auf gewisse Schwierigkeiten stoßen könnten, die Beach
tung eines solchen Monopols durch im Ausland ansässige 
Veranstalter von Spielen und Wetten sicherzustellen, die unter 
Verstoß gegen das Monopol über das Internet Wetten mit 
Personen im örtlichen Zuständigkeitsbereich dieser Behörden 
abschließen, ist als solcher nicht dazu angetan, die eventuelle 
Vereinbarkeit eines solchen Monopols mit den genannten 
Bestimmungen des Vertrags zu beeinträchtigen.
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d) Stellt ein nationales Gericht sowohl fest, 

— dass die Werbemaßnahmen des Inhabers eines solchen 
Monopols für andere, ebenfalls von ihm angebotene Arten 
von Glücksspielen nicht auf das begrenzt bleiben, was 
erforderlich ist, um die Verbraucher zum Angebot des 
Monopolinhabers hinzulenken und sie damit von anderen, 
nicht genehmigten Zugangskanälen zu Spielen wegzufüh
ren, sondern darauf abzielen, den Spieltrieb der Verbrau
cher zu fördern und sie zwecks Maximierung der aus den 
entsprechenden Tätigkeiten erwarteten Einnahmen zu 
aktiver Teilnahme am Spiel zu stimulieren, als auch, 

— dass andere Arten von Glücksspielen von privaten Ver
anstaltern, die über eine Erlaubnis verfügen, betrieben wer
den dürfen, als auch, 

— dass in Bezug auf andere Arten von Glücksspielen, die 
nicht unter das Monopol fallen und zudem ein höheres 
Suchtpotenzial als die dem Monopol unterliegenden Spiele 
aufweisen, die zuständigen Behörden eine zur Entwicklung 
und Stimulation der Spieltätigkeiten geeignete Politik der 
Angebotserweiterung betreiben oder dulden, um insbeson
dere die aus diesen Tätigkeiten fließenden Einnahmen zu 
maximieren, 

— so kann es berechtigten Anlass zu der Schlussfolgerung 
haben, dass ein solches Monopol nicht geeignet ist, die 
Erreichung des mit seiner Errichtung verfolgten Ziels, An
reize zu übermäßigen Ausgaben für das Spielen zu ver
meiden und die Spielsucht zu bekämpfen, dadurch zu ge
währleisten, dass es dazu beiträgt, die Gelegenheiten zum 
Spiel zu verringern und die Tätigkeiten in diesem Bereich 
in kohärenter und systematischer Weise zu begrenzen. 

2. Die Art. 43 EG und 49 EG sind dahin gehend auszulegen, dass 
beim gegenwärtigen Stand des Unionsrechts der Umstand, dass ein 
Veranstalter in dem Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, über 
eine Erlaubnis für das Anbieten von Glücksspielen verfügt, es 
einem anderen Mitgliedstaat nicht verwehrt, unter Beachtung der 
Anforderungen des Unionsrechts die Möglichkeit für solche Ver
anstalter, derartige Dienstleistungen den Verbrauchern in seinem 
Hoheitsgebiet anzubieten, vom Besitz einer von seinen eigenen 
Behörden erteilten Erlaubnis abhängig zu machen. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.11.2007. 
ABl. C 283 vom 24.11.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 8. 
September 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts — 
Deutschland) — Carmen Media Group Ltd/Land Schleswig- 

Holstein, Innenminister des Landes Schleswig-Holstein 

(Rechtssache C-46/08) ( 1 ) 

(Art. 49 EG — Freier Dienstleistungsverkehr — Inhaber einer 
in Gibraltar erteilten Lizenz, die die Annahme von Sportwet
ten ausschließlich im Ausland gestattet — Auf der Ebene 
eines Bundeslands bestehendes staatliches Monopol auf die 
Veranstaltung von Sportwetten — Ziel der Vermeidung von 
Anreizen zu übermäßigen Ausgaben für das Spielen und der 
Bekämpfung der Spielsucht — Verhältnismäßigkeit — Res
triktive Maßnahme, die tatsächlich darauf abzielen muss, die 
Gelegenheiten zum Spiel zu verringern und die Glücksspiel
tätigkeiten in kohärenter und systematischer Weise zu begren
zen — Andere Glücksspiele, die von privaten Veranstaltern 
angeboten werden können — Erlaubnisverfahren — Ermessen 
der zuständigen Behörde — Verbot des Anbietens von Glücks
spielen über das Internet — Übergangsmaßnahmen, die be
stimmten Veranstaltern vorübergehend ein solches Angebot 

gestatten) 

(2010/C 288/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Schleswig-Holsteinisches Verwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Carmen Media Group Ltd 

Beklagte: Land Schleswig-Holstein, Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Schleswig-Holsteinisches Ver
waltungsgericht — Auslegung von Art. 49 EG — Nationale 
Regelung, mit der ein staatliches Veranstaltungsmonopol für 
Sportwetten und Lotterien mit erheblichem Suchtgefährdungs
potenzial geschaffen wird, die die Erteilung einer Erlaubnis für 
das Veranstalten anderer Glücksspiele in das Ermessen der Be
hörden stellt und das Veranstalten von Glücksspielen im 
Internet untersagt 

Tenor 

1. Art. 49 EG ist dahin gehend auszulegen, dass ein Wirtschafts
teilnehmer, der über das Internet Sportwetten in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem, in dem er ansässig ist, anbieten möchte,
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